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Vor 70 Jahren traten Fritz Walter
und Co. in Moskau an E Sport

EIN BESONDERES SPIEL
Stadt verschiebt Sanierung: Grafitti-Sprayer
gestalten Areal im Herzogenried neu E Mannheim

JUGENDLICHE VERSCHÖNERN SPIELPLATZ
Freizeit-Beilage mit Ausflugs-
und Veranstaltungstipps

HEUTE IM E-PAPER
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Donnerstag
26/17º C

Es bleibt
bedeckt

DAS WETTER

Freitag
23/12º C

Sonne und
Quellwolken

Samstag
22/10º C

Mehr Wolken
als Sonne

B
I L
D
: D

PA

eit dem 5. August vergeht kein
Tag, an dem JoachimPaul die

Welt um ihn herumnicht rebel-
lischmacht. Er, der kleine betro-
gene AfD-Kandidat, gegen das
große „Altparteienkartell“mit ei-
ner zwar parteilosen, aber angeb-
lich rot lackierten Ludwigshafe-
ner Oberbürgermeisterin na-
mens Steinruck. Er hetzt, lügt
und droht – undwenn er es nicht
selbstmacht, dann schreit sein
Pfälzer Parteifreund Bernd
Schattner aus Annweiler amTri-
fels in die Echokammern des In-
ternets. Der Bundestagsabgeord-
nete schwadroniert dann über
die Demokratie, die leise stirbt,
weswegen alle nun für Joachim
Paul in den Kampf ziehenmüss-
ten.

Seitmehr als zweiWochen
geht das so. Jeden Tag. Jetzt sind
die ersten Kämpfer losgelaufen –
anonymnatürlich. Und haben
Menschenmit demTod bedroht,
die größtenteils politisch imEh-
renamt tätig sind und von ihren
jeweiligen Parteien in denWahl-
ausschuss entsandt worden sind
–was die AfD übrigens schlicht-
weg versäumt hat. DieseMen-
schen und ihre Familien, deren
Namen ein regionales Online-
Medium trotz erahnbarer Konse-
quenzen jüngst dann auch noch
prominent auf einem Silbertab-
lett servierte, leiden jetzt unter
Angstzuständen und überlegen
sich, ob sie sich amWochenende
noch auf die Dorfkerwe trauen.

Undwährend ein großer Teil
der Gesellschaft diese Entwick-
lung bedauert undwomöglich
mal kurz innehält, stichelt Paul
wenige Stunden nach Bekannt-
werden dieser Vorgängeweiter
und verhöhnt auf den AfD-Kanä-
len den Staat und seine Parteien.
Will sagen: Die rhetorischen An-
griffe in Ludwigshafen sindmit
Sicherheit auch ein Resultat einer
Kommunikationsideologie, die
zersetzend und aufstachelnd
wirkt. „Tod dem grün-rot-schwar-
zenUngeziefer“ hat jemand an
denWahlausschuss geschrieben.
Das klingt wie 1933.

Währenddessenmachen die
so verhöhnten „Altparteien“ tat-
sächlichHaustürwahlkampf. Sie
bemühen sich um eine Fehler-
analyse und umLösungen für die
Stadt. Sie laden zu Veranstaltun-
gen ein. Sie haben einWahlpro-
grammentworfen, dasman
nachlesen kann. JoachimPaul
hat hingegen nahezu nichts für
seine Kandidatur getan. Ein
ernstzunehmendes Programm ist
nirgendwo nachzulesen. Die AfD
Ludwigshafen erwähnt ihn auf
ihrer Homepagemit keinem
Wort. Für was steht derMann ei-
gentlich?Der Koblenzer stellt
sich lediglich in seiner Heimat
vor einHaus und produziert Vi-
deos, die vomEnde der Demo-
kratie in Ludwigshafen faseln.
Konstruktiv ist da gar nichts.
Schämen Sie sich, Herr Paul!

S

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
KOMMENTAR

Stephan Alfter zu
Morddrohungen in
Ludwigshafen

Schämen Sie
sich, Herr Paul!

Berlin. Dem ehemaligen Bundesver-
kehrsminister Andreas Scheuer
droht im Zusammenhang mit der
gescheiterten Pkw-Maut ein Prozess.
Die Berliner Staatsanwaltschaft hat
den 50-Jährigen wegen uneidlicher
Falschaussage vor dem Maut-Unter-
suchungsausschuss des Bundestags
angeklagt. Auch gegen den ehemali-
gen Staatssekretär Gerhard Schulz
wurde Anklage erhoben, wie Staats-
anwaltschaftssprecher Sebastian
Büchner der Deutschen Presse-
Agentur sagte.

Die Pkw-Maut – ein Prestigepro-
jekt der CSU in der damaligen
schwarz-roten Bundesregierung –
war im Juni 2019 vom Europäischen
Gerichtshof (EuGH) als rechtswidrig
gestoppt worden. Ein Untersu-
chungsausschuss hatte sich danach
mit möglichen Fehlern Scheuers be-

fasst. Der Ausschuss hatte im De-
zember 2019 seine Arbeit aufgenom-
men und diese im Sommer 2021 ab-
geschlossen. In der Kritik stand vor
allem, dass Scheuer Betreiberverträ-
ge zur Pkw-Maut schon Ende 2018
abschloss, noch bevor endgültige
Rechtssicherheit beim EuGH be-
stand.

Laut Anklage sollen Scheuer und
Schulz bei ihrer Befragung in dem
Ausschuss „bewusste Falschaussa-
gen“ gemacht haben. Auf Fragen
Abgeordneter, ob seitens der Betrei-
ber bei einem Treffen am 29. No-
vember 2018 angeboten worden sei,
die Verträge erst nach der EuGH-
Entscheidung zu unterzeichnen, sol-
len beide „entgegen ihrer tatsächli-
chen Erinnerung angegeben haben,
sich an ein solches Verschiebungs-
angebot nicht erinnern zu können“,

so die Staatsanwaltschaft.
Der ehemalige CSU-Minister

weist den Vorwurf weiterhin zurück.
„Es ist richtig: Herr Scheuer tritt die-
sem Vorwurf nachdrücklich entge-
gen“, sagte Scheuers Rechtsanwalt
Daniel Krause.

Grüne kritisieren
Rechtsverständnis
Zuvor hatte sich der 50-Jährige be-
reits in der „Bild“ zu den Vorwürfen
geäußert und die Anklage als „nicht
nachvollziehbar“ bezeichnet. „Die
Motive und der Zeitpunkt für die An-
klage sind mir unverständlich und
erscheinen mehr politisch moti-
viert“, so Scheuer zur „Bild“. Der
Sprecher der Staatsanwaltschaft wies
den Vorwurf einer politischen Moti-
vation zurück.

Der ehemalige Minister werde

sich darüber hinaus nicht weiter äu-
ßern, sagte sein Anwalt. Dies gelte
auch für den Mitangeklagten Schulz
(59). Auch der frühere Staatssekretär
bestreitet den Vorwurf nach über-
einstimmenden Angaben von Ver-
teidigung und Staatsanwaltschaft.

Als ehemaliger Bundesminister
zu behaupten, dass das Verfahren
politisch motiviert sei, „ist ein uner-
hörter Angriff auf unseren Rechts-
staat“, empört sich der rechtspoliti-
sche Sprecher der Grünen-Fraktion,
Helge Limburg. „Es reiht sich aber
leider nahtlos in das aktuelle Verhal-
ten verschiedenster CSU-Politiker
ein“, fügte er hinzu und verwies in
diesem Zusammenhang unter ande-
rem auf ein Berliner Gerichtsurteil
zuGrenzkontrollen.

Scheuer hat im April 2024 sein
Bundestagsmandat niedergelegt. Er

hat inzwischen eine Beratungsfirma
gegründet. Der deutsche Staatmuss-
te infolge des Maut-Debakels
243Millionen Euro Schadenersatz
an die einst vorgesehenen Betreiber
zahlen. Das hatte eine Verständi-
gung nach einem Schiedsverfahren
ergeben.

Bundesverkehrsminister Patrick
Schnieder (CDU) wollte die Anklage
gegen Scheuer nicht kommentieren.
Auf die Frage, wie er das Vorgehen
des früheren Ministers bei der Maut
bewerte, sagte Schnieder: „Das ist
aufgearbeitet worden durch den Un-
tersuchungsausschuss. Hier gibt es
jetzt offensichtlich strafrechtliche Er-
mittlungen oder es wird dann ein
Verfahren geben. Das wird Gerichts-
sache.“ dpa

Anklage gegen Ex-Minister Scheuer
Justiz:Wegen einer Falschaussage vor dem Untersuchungsausschuss zum Maut-Debakel hat die Staatsanwaltschaft den ehemaligen CSU-Politiker angeklagt.
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E Kommentar Politik

Rhein-Neckar. In der Region hat es
mehrere Giftanschläge auf Bäume
gegeben. Sowohl in der Pfalz als
auch in Südhessenwurden nach An-
gaben der zuständigen Polizeipräsi-
dien Platanen und Eichen angebohrt
und mit Herbiziden „gespritzt“. Die
Vorgehensweise ähnelte sich in allen
Fällen, die Ermittler gehen wegen
der großen Distanzen jedoch nicht
von Serientätern aus. Verdächtige
konnten bislang nicht ermittelt wer-
den. Generell gestaltet sich die Auf-
klärung laut Polizei schwierig, da es
weder Zeugen noch eine klare Mo-
tivlage gebe. Dass Bäume vergiftet
werden, ist kein neues Phänomen, in
der Region in dieser Häufung aber
noch nicht vorgekommen. jei

Giftanschläge
auf Bäume

Ermittlungen:Mehrere Fälle in
der Region beschäftigen Polizei.
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E Bericht Metropolregion

Mannheim. Das französische Unter-
nehmen Doctrine steigt bei der
Mannheimer Rechtsdatenbank de-
jure.org ein. Die Kombination der
juristischen Künstlichen Intelligenz
(KI) mit der Datenbank von deju-
re.org solle das Arbeiten von Juristen
effizienter und schneller machen,
erklärte Doctrine-Chef Guillaume
Carrère. Doctrine hat bereits ein In-
genieur- und Produktteam für
Deutschland aufgebaut, noch in die-
sem Jahr soll es auf mehr als zehn
Beschäftigte wachsen. Wie viel Geld
das französische Unternehmen in
die Hand nimmt, dazu gibt es keine
Angaben. Mittelfristig könnte Doc-
trine dejure.org sogar komplett
übernehmen. jung

Rechtsportal
mit KI

Technologie: Neuer Investor für
dejure.org aus Mannheim.
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E Bericht Wirtschaft regional

Ludwigshafen. Nachdem am Diens-
tagnachmittag Morddrohungen ge-
gen die Ludwigshafener Oberbür-
germeisterin Jutta Steinruck (partei-
los) und die Mitglieder des dortigen
Wahlausschusses bekannt geworden
sind, wird die Stadtchefin in den
kommenden Tagen verstärkt von der
Polizei begleitet.

Am 5. August hatte der Wahlaus-
schuss entschieden, den AfD-Kandi-
daten Joachim Paul nicht als Bewer-
ber um das Oberbürgermeisteramt
zuzulassen, weil fraglich war, ob er
grundsätzlich auf dem Boden der
Verfassung steht. Das leitete dasGre-
mium unter anderem aus nachge-
wiesenermaßen intensiven Kontak-
ten in rechtsextreme Kreise ab. Paul
selbst wird im Bericht des Verfas-
sungsschutzes aus dem vergange-
nen Jahr namentlich genannt als je-

mand, der den rechten Vorfeldorga-
nisationen und rechtsradikalen Bur-
schenschaften nahesteht. Der Kreis-
verband der AfD Ludwigshafen zeig-
te sich in Person seines Sprechers,
Johannes Thiedig, am Mittwoch be-
stürzt über die Morddrohungen ge-

gen Steinruck und andere. Von Joa-
chim Paul war kein Wort des Bedau-
erns zu hören. Er legte den Telefon-
hörer auf, als diese Redaktion ihn er-
reicht hatte.

Reaktionen auf Morddrohung
Oberbürgermeister-Wahlkampf: Die AfD zeigt sich nur zum Teil bestürzt über rhetorische Exzesse.

Von Stephan Alfter
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E Bericht Metropolregion

Jutta Steinruck wird in den kommenden Tagen in der Öffentlichkeit von der Polizei
geschützt. Es gibt Morddrohungen gegen sie. BILD: UWEANSPACH/DPA

Welches Eis
liebt Mannheim?
Milcheis oder Frucht,
Waffel oder Becher, im
Café oder auf die Hand?
Wir haben uns in der Stadt
umgehört, wie die Menschen
am liebsten ihr Eis genießen.
E Bericht Mannheim

BILD: DPA, MONIKA SKOLIMOWSKA
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Schnell gefunden
Familienanzeigen Seite 21
Fernsehprogramm Seite 22

Abonnement-Service
Tel.: 0621/392-2200 Kundenservice@mannheimer-morgen.de
Fax: 0621/392-1400

Anzeigen-Service
Tel.: 0621/392-1100 Anzeigen@haas-mediengruppe.de
Fax: 0621/392-1445

MM-Service & MeinMorgen-Shop
Tel.: 0621/392-2200 Dudenstraße 12-26
Mo.-Do. 9-16 Uhr


